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Sehr geehrte Frau Kommissionspräsidentin,
sehr geehrte Damen und Herren 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit, an diesem Vernehmlassungsverfahren teilzunehmen und unterbrei-
ten Ihnen nachfolgend unsere Stellungnahme. 

1. Ausgangslage

Die parlamentarische Initiative 23.443 will die Anwendung der Härtefallklausel bei der obligatorischen Lan-
desverweisung einschränken. Künftig sollen Gerichte bei Verurteilungen wegen bestimmter Gewaltverbre-
chen fehlende oder schwache Bindungen der betroffenen Person zu ihrem Heimatstaat im Rahmen der 
Härtefallprüfung nicht mehr zu deren Gunsten berücksichtigen dürfen. Ziel der Vorlage ist es, die Zahl der  
Landesverweisungen bei schweren Gewaltstraftaten zu erhöhen und den Ermessensspielraum der Gerich-
te einzuschränken. 

2. Grundwerte der EVP

Die EVP setzt sich für den Schutz der Bevölkerung und eine konsequente Ahndung schwerer Straftaten ein.  
Wer schwere Gewaltverbrechen begeht, muss mit einschneidenden strafrechtlichen Konsequenzen rech-
nen. Gleichzeitig gehören der Rechtsstaat, die Verhältnismässigkeit staatlichen Handelns und die Achtung 
der Grundrechte zu den tragenden Pfeilern einer freiheitlichen Demokratie. Gerade bei schwerwiegenden 
Grundrechtseingriffen muss eine sorgfältige Einzelfallprüfung möglich bleiben.



3. Stellungnahme

Die EVP anerkennt das legitime Anliegen der Vorlage, schwere Gewaltkriminalität konsequent zu sanktionie-
ren und die öffentliche Sicherheit zu stärken. Das geltende Recht sieht bereits heute die obligatorische Lan-
desverweisung für zahlreiche schwere Delikte vor;  die Härtefallklausel ist nach der Rechtsprechung des  
Bundesgerichts restriktiv anzuwenden. 

Die EVP lehnt die vorgeschlagene Änderung des Strafgesetzbuches und des Militärstrafgesetzes dennoch 
ab. Die Bindungen einer betroffenen Person zu ihrem Heimatstaat bilden einen wesentlichen Bestandteil  
der Verhältnismässigkeitsprüfung. Wird dieses Kriterium gesetzlich ausgeschlossen, wird die notwendige In-
teressenabwägung im Einzelfall eingeschränkt und der richterliche Ermessensspielraum unnötig beschnit-
ten.

Gerade bei einem Landesverweis, der einen schwerwiegenden Eingriff in das Privat- und Familienleben dar -
stellt, muss das Gericht sämtliche relevanten Umstände des Einzelfalls berücksichtigen können. Auch bei 
schweren Straftaten können Konstellationen auftreten, in denen eine schematische Regelung zu unverhält-
nismässigen Ergebnissen führt. Die Verhältnismässigkeit darf deshalb nicht durch gesetzliche Automatis-
men ersetzt werden.

Die EVP weist zudem darauf hin, dass der Bericht selbst erhebliche verfassungs- und völkerrechtliche Risi-
ken feststellt. Er hält ausdrücklich fest, dass die vorgeschlagene Regelung in einzelnen Fällen mit dem Ver-
hältnismässigkeitsprinzip,  der  Europäischen  Menschenrechtskonvention  sowie  weiteren  internationalen 
Verpflichtungen der Schweiz in Konflikt geraten kann und deshalb unter Umständen von den Gerichten 
nicht angewendet würde. Eine Gesetzesänderung, deren praktische Wirksamkeit selbst im erläuternden Be-
richt infrage gestellt wird, schafft weder mehr Rechtssicherheit noch stärkt sie das Vertrauen in den Rechts-
staat. 

Die EVP beantragt deshalb, auf die vorgeschlagene Änderung zu verzichten. Der bestehende Rechtsrahmen 
ermöglicht bereits heute eine konsequente Landesverweisung schwerer Gewaltstraftäter, wahrt gleichzeitig 
aber die rechtsstaatlich notwendige Verhältnismässigkeitsprüfung im Einzelfall.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und stehen für Fragen gerne zur Verfü -
gung. 
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